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Erſcheint:Sonntag, Dienſtag, Mittwoch, Donnerstag
und Sonnabend früh 7 Uhr.

Expedition: Oelgrube Nr. 5.

Wöchentliche Beilage:
Jlluſtrirtes Sonntagsblatt.
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Abonnementspreis:
pro Quartal: 1 Mark bei Abholung. 1 Mark
30 Pfg. durch den Hernmtrkger 1 Mark

35 Pfg. durch die Poſt.

M. 75.

Die Commiſſion
für die Berathung des Telegraphen

Monopol- Geſetzes
hielt am Dienſtag Vormittag ihre erſte, durch den
frühzeitigen Beginn des Plenums abgekürzte Sitzung,
in welcher die Generaldiscuſſion begonnen wurde.

er

Jn derſelben wurde von allen Rednern die Bereit
willigkeit ausgeſprochen, in gewiſſem Umfange das
verlangte Monopol zu gewähren.
Seiten wurde betont, daß dieſes Geſetz in nahem
Zuſammenhange mit einem andern, dem Bundesrath
vorliegenden, aber noch nicht an den Reichétag ge
langten Geſetze über vie elektriſchen Anlagen ſtehe
und am beſten mit dieſem gleichzeitig berathen werde
jedenfalls aber nicht vor der Beſchlußfaſſug über das
ſelbe in Kraft treten dürfe. Von ben Vertretern der
Telegraphenverwaltung (Staateſecretär von Stephan
und Geh. Rath Dambach) wurde dieſer Zuſammen
hang beſtritten und erklärt, das vorltegende Geſetz
bezwecke gar nichts weiter, als der Verwaltung das
ausſchließliche Recht auf die Beſorgung des Tele
graphendienſtes zu ſichern, während das Geſetz über
die elektriſchen Anlagen ein Polizeigeſetz ſei zum
Schutze gegen die Benachtheiligung derſelben unter
einander und für die Sicherung des Publikums
gegen die aus den Stabtſtromanlagen folgenden Ge
fahren ſür das Publikum. Uebrigens ſei das letzt
erwähnte Geſetz noch nicht einmal an das Plenum
des Bundesraths gelängt und es ſei ſehr wohl möglich,
daß deſſen Erlaß noch längere Jelt hinausgeſchoben
werde, daß man z. B. vie Ergebniſſe der elektriſchen Aus
ſtellung in Frankfurt erwartet. Es könnten noch Jahre
vergehen, ehe dieſes Geſetz zu Stande komme und
bie dahin könne man nicht mit der geſetzlichen Feſt
ſtellung des Telegraphen Monopols warten, da in
Folge verſchiedener, allerbing s nur von unteren Jn
ſtanzen ausgegangenen Urtheiléſprüche eine Rechts
unſicherheit bezüglich des Beſtandes des Monopols
eingetreten ſei, welche ſchäblich auf die Verwaltung
wirke. Auf eine Ausführung aus der Commiſſton,
daß zur Zeit das Monopol nicht beſtehe, da Artikel
48 der Verfaſſung eine ſolche Auslegung nicht zulaſſe,
erwiderte Staatsſecretär v. Stephan, daß es allerdings
Abſicht der verbündeten Regierungen geweſen ſei, durch
dieſen Artikel ein TelegraphenMonopol zu ſchaffen.
Daſſelbe ſet nur inſoſern unvollſtändig geweſen, als
es nicht durch Straſbeſtimmungen geſichert ſei. Das
ſolle durch das jetzige Geſetz nachgeholt werben. Von
mehreren Rednern der Commiſſton wurde verlangt,
daß, wenn man das verlangte Monopol gewähre,
doch gewiſſe Beſtimmungen theils in das Geſetz auf
genommen werden, theils durch daſſelbe vorgeſehen
werden müßten, welche die Rechte und Pflichten der
Verwaltung feſtſtellten. Als ſolche wurden namentlich
die Haftung der Verwaltung für Schaden die Ge
bühren, die Wahrung des Telegraphen Geheim niſſes
bezeichnet. Die Vertreter der Verwaltung wollten
davon nichts wiſſen theils, meinten fie, könne man
die Regelung ſpäterer Zeit überlaſſen, iheils ſei der
Pgenwärtige Zuſtand, in welchem die Regelung der

ebührenfrage ec, dem Reichekanzler überlaſſen ſei,
entſchieden einer geſetzlichen Ordnung vorzuziehen.
Außerdem bedinge die geſetzliche Regelung der Ge
bührenfrage rc. eine Aenderung der Verfaſſung. Be
züglich der Ausdehnung des Monopols wurde theils
deſſen Beſchränkung auf den Fernverkehr, d. h. den
ienigen Verkehr, welcher über einen Gemeinbebegirk
hinausgeht, theils auf den gegen Bezahlung be
wirkten Verkehr entſprechend dem Poſtregal
befürwortet

Zu dieſer Vorberathung des Telegraphengeſetzes
hat der freiſinnige Abg. v. Bar in der Commiſſton
eine Reihe von Abänderungsanträgen eingebracht.
Herr v. Bar will das Monopol des Reiches auf
die ge werbsmäßige Beförderung von Tele
grammen oder Vermittelung von telephoniſchen Unter
dungen im Fernverkehr beſchränken. Im Local
verkehr müſſen Privatperſonen (bez, Geſellſchaften)
conceſſionirt werden, wenn der Unternehmer genügende
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Sicherheit für ordnungsmäßigen Betrieb und für
etwa erwachſende Schäden ſtellt. Jedoch bedürfen
Gemeindeverwaltungen keiner Conceſſton. Der Er
laß von Beſtimmungen über die Annahme und Be
förderung von Telegrammen und die Vermittelung
telephoniſcher Unterredungen ſowie über die Gebühren
und Gewährleiſtung im Telephon und Telegraphen
verkehr ſoll einem beſonderen Geſetze vorbehalten
bleiben. Abg. v. Buol (Centr.) beantragt auf die
Herſtellung von Telegraphen u. ſ. w. Anlagen die
Beſtimmungen über das Enteignungsverfahren an
zuwenden. Ferner ſoll ein Vorrecht in der Benutzung
der vom Reich betriebenen Anlagen nur durch das
öffentliche Intereſſe begründet werden können. Auch
Abg. von Bar beantragt: Unbegründete Zurück-
weiſungen von Telegrammen und telephoniſchen Unter
redungen, ſowie Benachtheiligungen bezüglich der
Reihenfolge verpflichten die Reichstelegraphenverwal
tung zum Schadenerſatz.

Pslitiſche Reberſiht.
Zum Tode der Großfürſtin Olga Feo

dorowna bemerkt ein Manifeſt des räfſtſchen
Kaiſers, die Großfürſtin habe ſich behufs Heilung
ihrer Krankheit auf der Reiſe nach der Krim befunden

Bisher glaubte man, daß die Reiſe der Groß
fürftin nach der Krim erſolgte mit Rückſicht auf die
Ungnade, in welche ihr Sohn in Folge ſeiner Ver
mählung bei dem Zaren gefallen war. Nach
einem weiteren Wolff'ſchen Telegramm aus Petere
burg mußte der Hofzug der verſtorbenen Großfürſtin
am Abend des 9., April hinter Charkow umkehren,
weil der Zuſtand der Großfürſtin ſich ſo bedenklich
geſtaltet hatte, daß die Hinzuziehung Charkower
ärztlicher Autoritäten für nothwendig erachtet worden
war. Die Krankheit hatte ſich zu einer akuten Pieu
ritis entwickelt. Der Tod erfolgte in der Nacht zum
13. d. in dem Waggon des Hofzuges. Nach der
„Köln. Ztg.“ lautet die neueſte Lesart für die Aus
ſtoßung des Großfurſten Michael Micha
ilowitſch aus dem Offizierſtand, der Großfürſt
habe vorher den Kaiſer um Erlaubniß zur Heirath
gebeten und dieſer ihm dieſelbe kategoriſch verweigert.
Der Großfürſt habe darnach alſo einem gemeſſenen
kaiſerlichen Beſehl zuwidergehandelt.

Die Exkönigin Natalie von Serbien ſoll
es nach einer Meldung aus Belgrad abgelehnt haben,
den Miniſter des Jnnern, welcher ihr den Beſchluß
der Skupſchting vom Sonnabend mittheilen wollte,
zu eimpfangen. Die Reſolution geht bekanntlich
dahin, daß gleichzeitig mit dem Exkönig Milan auch
die Exkönigin Natalie Serbien bis zur Großfährigkeit
des jungen Königs verlaſſen ſolle. Natalie aber iſt
zäher wie Milan.

Zu den Wirren in Argenkinien kommt
jetzt auch noch eine Miniſterkrifts. Nach aus Buenos
Ayres in Paris eingelangten Meldungen hätte der
Miniſter des Jnnern ſeine Demiſſton gegeben.

Zu der Lynchjuſtiz in New DOrlegns wer
den jetzt Mittheilungen verbreitet, welche für das
Dreiben der Jtaliener daſelbſt ſehr belaſtend ſind.
„Dem Newyorker „Sun“ wird nämlich aus New
Orleans gemeldet, die Große Jury werde in
ihrem demnächſt zu erwartenden Berichte über bie
Ermordung des Polizeichefs Henneſſy ein
Geſtändniß des Jtalieners Politz, eines der
Gelynchten mittheilen. Danach habe Politz zuge
ſtanden, daß er einer Verſammlung von 10 durch
das Loos beſtimmten Mitgliedern beigewohnt Habe,
in welchen über die Axt der Ermordung Henneſſy's
und die dazu geeigneten Mittel beſchloſſen worden
ſei. Jn dem Hauſe des Schuhmachers Monaſterio
habe ſpäter eine zweite Verſammlung ſtattgefunden,
an der er (Politz) aber nicht theilgenommen habe
bei dieſer Verſammlung ſei, als Henneſſy auf das
Haus ugekommen, ein vorher verabredetes Zeichen
gegeben worden, die Theilnehmer an der Verfamm
lung hätten ſich nach dem Ausgang des Hauſes ge
ſtürzt und auf Henneſſy, der auf der anderen Seite

1891.

Feuer gegeben. Er
am darauf folgenden

der Straße dahergekommen ſet,
(Politz) habe von der That erſt
n Kenntniß erhalten,

eber den Vorgang der Vergewaltigung des BremerSchiffs „Rajah in den Gewäſſern r Ehe ent
nimmt die „Weſ. Ztg.“ einem Briefe des Kapitäns
des Schiffes an die Firma D. Schilling in Bremen
nähere Mittheilungen. Wir laſſen aus dem umfang
reichen Schreiben, welches Taltal, 15. Febzuar datirt
iſt, folgende Einzelheiten folgen: „Am 3. Februar
kam das chileniſche Kriegsſchiff „Esmiralda“, die
Dampfer „Jtata“ und „Minero“ (die beiden letzteren
verrichteten Kriegsſchiffsdienſte) in dem Hafen von
Coquimbo an. Abends kam ein Boot von der
„Esmiralda“ an Bord, in welchem der zweite Core
mandant mit ſechs bewaffneten Leuten war, und
forderten mich auf, mit an Bord der „Eemiraldg“
zu kommen. Jch ging mit ins Boot, und wurden
die Kapitäne von den engliſchen Schiffen „Kapt.
Beiton“ und „Britiſh Army“ auch abgeholt. An
Bord der „Esmiralda“ wurden wir gefragt, ob die
Schiffe Kohlen als Ladung hätten und wer die
Empfänger wären. Nachdem wir hierüber Auskunft
gegeben hatten, erklärte der Commandant von der
„Esmiralda“, daß die Kriegsſchiffe Kohlen nöthig
hätten und er die Kohlen als chileniſches Eigenthum
mit Beſchlag belege, da Kohlen Kriegsartikel ſeien.
Jch, ſowie die engliſchen Kapitäne proteſtirten dagegen
und baten den Commandanten, uns zu erlauben, nach
dem engliſchen Kriegéſchiffe „Levin“ zu fahren, um
mit dem Kapitän deſſelben Rückſprache nehmen zu
können, was er uns geſtattete und uns den erſten
Lieutenant von der „Esmiralda“ mitgab, An Bord
des engliſchen Kriegsſchiffes gekommen, wurden wir
dem Commandanten deſſelben vorgeſtellt und wir
brachten unſere Klage, daß der Commandant der
„Esmiralbda“ die Kohlen mit Gewalt nehmen wolle,
an und baten um ſeinen Schutz und Beiſtand. Der
engliſche Commandant erklärte, daß er in dieſer
Sache nichts machen könne und wir uns der Gewalt
fügen müßten. Wir erſuchten den Commandanten
vom engliſchen Kriegsſchiffe, unſeren Proteſt gegen
das Verfahren bes chileniſchen Commandanten auf
nehmen zu wollen. Der Commandant war gern
bereit, dieſes zu thun und nahm unſeren Proteſt in
Empfang mit dem Bemerken, denſelben am nächſten
Morgen beim engliſchen Conſul abzuliefern. Am
folgenden Tage waren von dem chileniſchen Kriegs
ſchiff Leute an Bord gekommen und ſobald die Luken
ab waren, fingen dieſelben mit Löſchen an. Am
5. Februar kam der erſte Offizier von der „Jtata“,
ein bewaffneter Offizier mit vier bewaffneten Matroſen
vön der „Esmiralda“ an Bord und befahl uns,
Anker zu lichten. Wie das Anker auf war, nahm
die „Jtata“ den „Rajah“ ins Schlepptau und es
wurde mir geſagt, daß die „Rajah“ erſt nach Taltal
geſchleppt werden würde ſpäter kamen drei bewaffnete
Offiziere mit einem Marineſoldaten an Bord, welche
die ganze Zeit bis nach hier an Bord blieben auch
blieb der kleine bewaffnete Dampfer „Minero“ die
ganze Zeit bei uns. Am 10, Februar, abends gegen
7 Uhr, kamen wir in Taltal an und gingen zu
Anker. Jch erhielt des Abends noch den Befehl, hier
nur 10 bis 15 Tons zu löſchen und ſollte ich dann
weiter nach Jquigue gebracht werden. Doch den
anderen Morgen kam Gegenordre und mußte ich die
ganze Ladung hier löſchen.“ Das Hamburger
Seeamt hat am Montag in Sachen der am 18.
Januar d. J. bei Valparaiſo geſtrandeten
Bark „Potsdam“ verhandelt und dabei ent
ſchieden, daß der Untergang des Schiffes in erſterLinie dadurch herbelgefahet wurde, daß Kapitän

Blöſe durch die politiſchen Verhältniſſe zum
Verlaſſen des Hafens veranlaßt wurde, unter Um
ſtänden, unter denen derſelbe ſonſt nicht ausgelaufen
wäre. Der Rheder Laliß hat berelts durch Ver
mittelung des Reichskanzlers ſeine Schadenanſprüche
gegen die chileniſche Regierung geltend gemacht.



Deutſchland.

Berlin, 15. April. Der Kaiſer ertheilte am
Montag Nachmittag dem Miniſterialdirector Brefeld

eine Audienz. Am Abend wohnte der Kaiſer der
Vorſtellung im Schauſpielhauſe bei. Geſtern Vor
mittag begab ſich Se. Majeſtät nach dem Artillerie
ſchließplaße bei Cummersdorf, um daſelbſt einer
größeren Schießübung beizuwohnen. Die Kaiſerin
beſuchte geſtern Vormittag zum Jahresfeſte das
Eliſabeth Kinder Hoſpital in der Haſenhaide.
Die Kaiſerin Friedrich und die Prinzeſſin
Margarethe haben Bonn wieder verlaſſen und
ſich über Frankfurt g. M. nach Homburg v. d. Höhe
begeben, woſelbſt ſte geſtern Abend eintrafen. Die
Stadt war feſtlich geſchmückt.

(Zur Beſchlagnahme des deutſchen
Dampfers „Romulus“) an der chileniſchen
Kuſte ſchreibt ber „Reichsanzeiger“ unter Beſtäti
gung einer bereits gebrachten kurzen Mittheilung
über die Erledigung des Zwiſchenfalls folgendes
„Hamburger Blätter haben vor einigen Tagen die
Mittheilung gebracht, daß der mit Salpeter beladene
Hamburger Dampfer „Romulus im Hafen von
Coronel, welchen er angelaufen hatte, um Kohlen
einzunehmen, beſchlagnahmt worden ſei, um die
Zahlung des Ausfuhrzolls für die Ladung zu
erzwingen, obwohl der Zoll bereits bei dem Abgang
aus Jquigue an die Congreßpartei entrichtet worden
war. Nach jetzt eingegangenen amtlichen Meldungen

hat die Angelegenheit inzwiſchen dadurch ihre Er
kedigung gefünden, daß auf die Beſchwerde des
kaiſerlichen Geſandten in Santiago von der dor
tigen Regierung für die gegen den Führer des Schiffes
und dieſes ſelbſt verhängten Zwangsmaßregeln bereit

willig Genugthuung gewährt worden und dem
Dampfer die Fortſetzung ſeiner Fahrt geſtattet worden
ſſt. Die Frage der Entſchädigung ſieht ihrer
demnächſtigen Regelung entgegen.“

D n konſervativen Kreiſen des Ab
geordnetenhäuſes) iſt nach der Mgd. Zig. die
Zuverſtcht bezüglich des Sieges aller Anträge der
Fraction zur Landgemeindeordnung einer ziemlich
kleln lauten Stimmung gewichen. Man trug fich
in dieſen Kreiſen bisher mit der Anſicht, daß der
drohende Mißetfolg der Landgemeindeordnung den
Miniſter des Jnneen Herrfurth von ſeinem Poſten
beſeitigen würde und hatte auch bereits zwei
Cand daten in Bereitſchaft, welche dem Staats
miniſterium als Leiter verſchiedener Verwaltungs
zweige angehören. Darin wird man nun aber,
wie das ſehr bald ſich zeigen möchte, bitter getäuſcht

werden.
Bezüglich des Volksſchulgeſetze iſt

jetzt von der Staatsregierung endgiltig Beſchluß ge
faßt. Danach wird für die laufende Seſſton ſchon
mit Rückſicht auf die Unmöglichkeit, zu einem Ab
ſchluß zu gelangen, gufdie weitere Berathung
der Vorlage verzichtet, zugleich iſt aber der
feſte Entſchluß gefaßt, in der nächſten Seſſion
die geſetzgeberiſche Aufgabe alsbald und zwar unter
Benutzung der Ergebniſſe der commiſſariſchen Be
rathung wieder aufzunehmen. Der Kultus
miniſter wird bei Beginn der Berathung des Etats
ſeines Miniſteriums Gelegenheit nehmen, die Ent
ſchließung der Staatsregierung kundzugeben und zu
begründen.

Die Plenarſitzungen des Reichs
tag e) ſollen zunächſt täglich um 11 Uhr anberaumt
werden, bis die Gewerbe Ordnungsnovelle in zweiter

Berathung

zum Abſchluß zu bringen.
u

lungen.)

werde.

der deutſchen Zölle etwas wiſſen will.
raäumt ſie ein, daß Differentialzölle auf Getreid
unmöglich ſind. Von Unterſcheidungszöllen, ſchreibt
das Blatt, ſoll ja abgeſehen werden und ſie werden

ch mit Rückſtcht auf die Lage des Oſtens ja auch
Die Trauben ſind offenbar

ſauer. Die „Norbd. Allg. Ztg. bemerkt in einer
Betrachtung über die Handelsvertragsverhandlungen,
die Regierung lehne es ab, mit dem bewährten
Prinzip des Schutzes der nationalen Arbeit in dieſem
kritiſchen Augenblicke eine Kraftprobe zu machen und
habe mit den Wiener Verhandlungen einen Weg be

nicht einführen laſſen.

ſchritten, der nach ihrer Ueberzeugung dazu führ
für die Landwirthſchaft und Induſtrie jeden Schutz
ausreichend zu erhalten und zu ſichern.

Die Wahl im 19. hannoverſche

u e er

erledigt iſt, was man durch die längeren
Sitzungen bis zum Bußlag (22. d.) zu erreichen
gedenkt. Nach Erledigung einiger kleineren Vorlagen
hofft man ſodann vie rikte Leſung des Arbeiter
Schutzgeſehes in ſchnellerem Tempo noch vor Pfingſten

den Handelsvertragsverhand
Als die Ermäßigung der Ge

treidezölle in dem Handelévertrag mit Oeſterreich
Ungarn zum erſten Mal zur Sprache kam, erklärte
ſich die „Kreuzitg.“ damit unter der Vorausſetzung
einverſtanden, daß der ermäßigte Zollſatz nur auf
die Einfuhr aus OeſterreichUngarn angewendet

der Zwiſchenzeit iſt die „Kreuzztg.“ ſo
weit gelangt, daß ſte nicht einmal von einer Bindung

Dagegen

Wahlkreis) hat am geſtrigen Mittwoch ſtattge
funden. Nach nationalliberalen Blättern iſt in der
letzten Stunde noch Abg. Enneccerus in den Wahl
kreis gereiſt, um als Triarier die Entſcheidung für
den Furſten Bismarck zu geben. Dafür wird ihm
Herr Miquel ſehr wenig dankbar ſein. Vor
Donnerstag Abend wird ſich kaum überſehen laſſen,
wer in die Stichwahl kommt. Eine Stichwahl
halten wir für ganz unzweifelhaft.

(Mit den Reichspoſtdampferlinien)
hat der Norddeutſche Lloyd grundſchlechte Ge
ſchäfte gemacht in dieſem Jahre, ſchlechter als je zu
vor, wie ſich aus dem Jahresbericht des Vorſtandes
für 1890 ergiebt. Trotz des Reichszuſchuſſes von
4400 000 Mk. hatte der Norddeutſche Lloyd noch
einen Zuſchuß für die oſtaſtatiſche und auftraliſche
Linie zu leiſten in Höhe von 1496 086 Mk. Jm
Vorjahr betrug dieſer Zuſchuß nur 265 955 Mk.
Außerdem mußten aus anderen Mitteln der Geſell
ſchaft auf die Reichspoſtdampfer abgeſchrieben werden
1266 000 Mk. Ferner kommt in Betracht, daß
der Norddeutſche Lloyd das ganze Anlage- und Be
triebscapital für die Reichspoſtdampferlinien unver-
zinslich hergiebt. Auf der auſtraliſchen Linie ging
der Perſonenverkehr zurück von 6436 auf 6136 Köpfe,
der Güterverkehr nach Auſtralien ſtieg dagegen von
18 506 auf 23 789 Kbm. Ueber den Güterverkehr
aus Auſtralien ſchweigt der Vorſtand ſich aus. Auf
der oſtaſtatiſchen Linie ging der Perſonenverkehr von
8716 auf 7846 Köpfe zurück, während die Güter-
beförderung nach Oſtaſten einen Rückgang erfuhr von
34271 auf 31955 Kbm. Wenn der Norddeutſche
Loyd trotz dieſer Verluſte noch 7 Proz. Dividende
zu geben vermag gegen 11*/, Proz. im Jahr 1889
und 12 Proz. im Jahre 1880, ſo verdankt er dies
nur ſeinen Newyorker Fahrten, bei benen der
Ueberſchuß nur um ein Geringes hinter dem Vor
jahr zurückblieb.

(Welche grobe Unkenntniß) in mili
käriſchen Kreiſen über bürgerliche Einrichtungen
beſteht, beweiſt wieder einmal ein Major z. D.
Scheibert, der in ſeinen in der „Kreuzztg.“ ver
öffentlichten „Unpopulären Gedanken über die moderne
Armee“ der Militärgerichtsbarkeit als dem feſten
Kitt der Ordnung und Dieciplin gegenüberſtellt „die
mehr ſaloppe civile Gerechtigkeitspflege,
welche einzelne Härten umgeht, dagegen die Bande
der Zucht löſt und aus Truppen mit der Zeit
„Haufen“ machen wirb.“

(Die Enthüllungen bezüglich der
Steuereinſchätzungen in Bochum,) welche
in der „Weſtf. Volksztg.“ erſchienen, ſind dem letzten
Artikel nach faſt unglaublich. An die Spitze ſtellt
Redacteur Fusangel das Wort des Generaldirectors
Bagare: „IJch habe zwei meiner Söhne dem „Bochumer
Verein geopfert.“ Dieſe Söhne ſind der General
ſecretär Fritz Baare und ber Juſtittar Dr. Wilhelm
Baare. Erſterem wird nachgerechnet, daß er nicht
in die 9. (früher 6.) ſondern in die 18. Stufe,
letzterer ſteuert in der 7. Stufe und ſoll ebenfalls in
die 18. gehören. Bei letzterem Herren ſoll ein Ge
halt angenommen ſein, wie es der jüngſt angeſtellte
blutjunge Gehilfe des Dr. W. Baare bezieht, alſo
gleichſam Gleichſtellung des Neulings und ſeines in
längjährigem Dienſte beſtndlichen Vorgeſetzten. Dem
gegenüber find folgende Daten allerdings ſehr merk
würdig. Redacteur Fusangel bezieht 6000 Mk. Ge
halt und gehört. in die 5. Stufe. Er war in die
9. Stufe eingeſchätzt worden, reclamirte und kam in
die 5. Stufe und es iſt wohl zu glauben, daß die
für einen Redacteur ziemlich hohe Jahreseinnahme
kaum noch weſentlich ſich ſteigern dürfte. Jn dieſem
Jahre iſt er in die 8, Stufe gekommen. Somit ſoll
Fusangel rund 983 Mk. Steuern, Dr. W. Bagre
821 Mk. zahlen oder, wenn obige Stufenberechnung
ſtimmt, Fusangel acht mal ſo viel ſteuern als Dr.
Baare. Folgende Angaben der „Weſtf. Volksztg.
ſind noch hübſcher. Jn der 7. Stufe, alſo eine
Stufe niedriger, als Fusangel, eingeſchätzt iſt der
kaufmänniſche Director des „Bochumer Vereins“,
der ca. 40 000 Mk. Einnahme haben ſoll der Arzt
Dr. Schmidt iſt ebenfalls in der 7. Stuſe mit an
geblicher Einnahme von 20 000 Mk. Der Haupt-
kaſſtrer des „Bochumer Vereins“, ein notoriſch ſehr
reicher Mann, Keht in der 6. Stufe, die Jngenieure
Capelle und Bering bezahlen 72 und 60 Mark

e Klaſſenſteuer und der Jngenieur und Prokuriſt
Pinagel zahlte 24 Mark Klaſſenſteuer. Alle dieſe
Leute ſollen bedeutend höhere Einnahmen haben als
Fusangel. Dieſer ſchließt ſeine Ausführungen
Commentar überflüſſtgl Gleiches Recht für Alle

(Eolonialpolitik.) Mit der Ernennung
der drei Commiſſare für DeutſchOſtafrika wird
vorausſichtlich auch die von Dr. Emin vorgeſchlagene
Dreitheilung des inneren Gebietes er
folgen. Wie nach der „Kreuzztget beſtimmt ver
lautet, wird Dr. Peters ſich nach dem Kilimand

e, ſcharo Hinwenden, alſo den nördlichen Weg nach der
Ofſtſeite des Viktoricſees als Arbeitsfeld erhalten

dem Major v. Wißmann wird vermuthlich der

Gebieten überwieſen werden und Dr. Emin ſcheint

das Land weſtlich und füüdlich von Tabora erhalten
zu ſollen, er würde alſo in ſeinem Bereiche die
Seen Tanganika und Nyaſſa haben.

(Ein internationaler ſozialdemo
kratiſcher Congreß) iſt am Sonntag in Mai
land zuſammengetreten. Etwa 40 Vereine hatten
dazu Vertreter geſandt. Den Vorſitz führte Antonio
Fratti. Als Vertreter der deutſchen Sozialiſten
ſprach Jakobs, ein von Liebknecht an den Eongreß
gerichtetes Schreiben wurde von dem Advokaten Turati
verleſen. Eine von Taront vorgeſchlagene Tages
ordnung, welche die Sozialiſtrung der Reichthümer
mit internationalem Charakter für nothwendig erklärt,
wurde angenommen. Nach einem Telegramm des
„Herold“ hieß der Deutſche Jakoby und trat für die Syw
Begründung einer internationalen Sozialdemokratie v
ein. Nach einem Telegramm des „Herold“ hat der
Congreß ein tumultariſches Ende genommen
in Folge des Streits zwiſchen Sozlaldemokraten und 7
Mazziniſten. Mit geringer Mehrheit war eine
Tagesordnung der Mazziniſten angenommen worden, S
welche die Erwartung ausſpricht, daß die Arbeiter Fu
durch ihr Selbſtbewußtſein der capitaliſtiſchen Aus erf S

beutung ein Ziel ſetzen und den Reichthum auf z
internationaler Grundlage ſozialiſtcen werden. Als m
die Sozialdemokraten dagegen Widerſpruch erhoben, alte
lehnte der Präſtdent, der ſelbſt Mazziniſt war, die W
Wahrungen ab. Darüber erregt, drangen die Sozial Blgtt
demokraten auf ihn ein ein Handgemenge entſtand
welchem die Polizei ein Ende machte.

Aw

Volkswirthſchaftliches. en
Zur Controle der Einfuhr kranken Priſnn

Schwelnefleiſches ſoll nach den „Berl. Pol. Nachr.“ ſa
in Hamburg eine reichsamtliche Stelle eingerichtet les
werden, um den Jmport des amerikaniſchen Schweine J
fleiſches zu überwachen und von Zeit zu Zeit durch e r
Entnahme von Stichproben feſtzuſtellen, od und in ſah
wie weit daſſelbe den geſundheité polizeilichen Anforde on
rungen entſpricht. Die Einrichtung dieſer Con u
trole würde doch nur einen Sinn haben, wenn vor De
her das Einfuhrverbot zur Aufhebung gelangte. ſir di

Auf Altersrenten ſind nach der im Reichs ſhlage
vekſtcherungsamt geführten Controle in Deutſchland Pieus
im erſten Quartal d. J. 39 487 Anſprüche aner ofen
kannt, 4446 zurückgewieſen und 485 auf andere ſchtbo
Weiſe erledigt. 50940 Anſprüche ſind unerledigt daß e
auf den Monat April übergegangen. Die höchſte ſckte
Zahl der Anmeldungen des verfloſſenen Vierkeljahres Nhnig
entfällt auf Schleſten, nämlich 11 012, dann folgen e
Brandenburg mit 8063, Oſtpreußen mit 7384, de S
Hannover mit 6036, Rheinprovinz mit 5976, g
Sachſen Anhalt mit 5846. Auf die acht Anſtalten gdig
des Königreichs Bayern kommen 9335 Anmeldungen, Fue

auf Sachſen 4050, auf Württemberg, Baden, Heſſen rein
beide Mecklenburg und Elſaß Lothringen 1891, 1962, Narunn

2066, 2344, 2996 u. ſ. w. ritigWie ſehr die Solinger Eiſen und Naß e
Sktahlinduſtrie durch die Mac Kinley Bill gen Das
litten hat, ergiebt ſich daraus, daß der Export nach
den Vereinigten Staaten im amerikaniſchen Con Kegten
ſulatsbezirk Barmen im erſten Quartal 1891 an Es
Meſſerſchiedewaaren einen Werth von nur 802354 her
Mk. hatte gegen 1326562 M. im erſten Quartal 1866
1890. Man geht, wie der „Frankf. Ztg. aus deutſe
Solingen geſchrieben wird, unter dieſen Verhältniſſen hier
damit um, „die Solinger Jnduſtrie direkt nach den Jahre
Vereinigten Staaten zu verpflanzen. Es ſind bereits ausge
heute für Rechnung eines Newyorker Jnvuſtriellen kurze
18 beſonders geſchickte Reider, Schleifer, Ausmacher c. n
ſammt ihren Familien, zuſammen über 100 Köpfe,
dorthin abgereiſt. Die Leute erhalten nebſt ihren
Angehörigen freie Ueberfahrt und drüben hohe Löhne

Die Berliner Schlächter-Jnnung agitlrt
jetzt im Bundesrath für Er ſchwerung der Fleiſch
verſorgung Deutſchlands, weil angeblich das
aus Amerika und Rußland eingeführte geſalzene
Rindſleiſch ungeſund ſei. Die Sorge für die
Geſundheit könnte die Jnnung den Fleiſchconſumenten
ſelbſt überlaſſen. Wenn ſolche Agitationen von
Seiten der Schlächter ausgehen, ſo merkt jedermann
daß es dabei nur auf die Fernhaltung einer Con

cürrenz abgeſehen iſt. 8Für die Vertheilung der Bevölkerung
auf Stadt und Land iſt die neueſte Volkszählung
in Preußen zu intereſſanten Ergebniſſen gekommen
Für die letzten 5 Jahre iſt nach dem „Reichsanz.
die Bewohnerzahl der 1163 preußiſchen Städte Ein
ſchließlich der im Stande der Städte vertretenen
Landgemeinden bezw. Flecken) von 10602371 ar
11 783 427 oder jährlich im Durchſchnitt um 21,8
pro Mille geſtiegen. Bei den 37 152 Landgemeinden
vermehrte ſich während derſelben Periode die Voll
zahl von 15683 293 auf 16 154 186 oder um jäh
lich 5,94 pro Mille, bei den 16591 Gutsbe n üb
zirken (einſchließlich der Forſtbezirke) ver mindertebas S
ſich dieſelbe dagegen von 2032 806 auf 2019389 intreff

n Viktorfaſte wit den ſüdlich und weſtlich anſtoßenden oder um 1,31 pro Mille jährlich. ar der
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